
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wirkung und Folgen der Nutzung von 
Biomasse zur Biogasgewinnung auf 
Böden und Gewässer – Stand zur Erar-
beitung eines DWA-Regelwerkes 
 
Frank Eulenstein1, Hartwig Drechsler2,  
Karin Lyten-Naujoks3, Norbert Feldwisch4, 
Richard Beisecker5, Christine von Buttlar6, 
Simone Richter7 

 
ZUSAMMENFASSUNG 
 

Die DWA-Arbeitsgruppe GB-6.6 „Wirkun-
gen und Folgen des Anbaus und der 
Nutzung nachwachsender Rohstoffe (Na-
waRo) auf Böden und Grundwasser“ hat 
das vorliegende Merkblatt vor dem Hinter-
grund der aktuellen Diskussion um die 
Förderung nachwachsender Rohstoffe zur 
Wärme- und Energienutzung erarbeitet. 
Die rasche Bestandsentwicklung von Bio-
gas- und Kofermentationsanlagen, die in 
den letzten 10 Jahren zu verzeichnen ist, 
unterstützt die Klimaziele der Europäi-
schen Union und leistet ihren Beitrag zur 
Diversifizierung des Energieangebotes, 
insbesondere in den regionalen Märkten. 
Ferner leitet sich aus den politischen Rah-
menbedingungen, die unter diesem 
Blickwinkel geschaffen wurden, speziell für 
die Landwirtschaft eine ergänzende Mög-
lichkeit zur Existenzsicherung ab.  
--------------------------------------------------------- 
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Inwieweit sich diese Entwicklung ange-
sichts der sich stürmisch steigernden 
Nachfrage nach Lebensmitteln und der 
sich in Folge des Klimawandels verknap-
penden Agrarflächen fortsetzen wird, bleibt 
abzuwarten. 
Gleichzeitig entstehen bei der energeti-
schen Nutzung nachwachsender Rohstoffe 
Gärreste als Endprodukte der Biogasge-
winnung. Auf Grund der aktuellen rasanten 
Mengenentwicklung sowie der schlecht 
steuerbaren Zusammensetzung der In-
haltsstoffe treten diese zunehmend als 
möglicher Risikofaktor für den Gewässer-
schutz hervor. Außerdem bietet die 
Biomassenutzung starke Anreize für die 
Landwirtschaft, stillgelegte Flächen zu re-
aktivieren und extensive Nutzungen durch 
den Anbau von „Energiepflanzen“ zu inten-
sivieren, was weitere Risiken für den 
Gewässerschutz birgt. 
Das erarbeitete Merkblatt (M-907) richtet 
sich mit seinen Denkanstößen an die Poli-
tik, Verwaltung, landwirtschaftliche 
Beratung und Landwirte, die NawaRo’s 
anbauen, und bietet der landwirtschaftli-
chen Beratung eine Grundlage zur 
konstruktiven Unterstützung der Landwirt-
schaft bei der Wahl der Fruchtfolgen, bei 
der Anbaugestaltung sowie der Verwertung 
von Gärresten unter den Aspekten des 
Boden- und Gewässerschutzes. 
 
SCHLÜSSELWORTE:  Biogas, Gärrück-
stände, Energiepflanzen, Gewässerschutz 
 

1. AUSGANGSSITUATION  

 

Eine Beeinflussung der Qualität von Ge-
wässern kann außer von Maßnahmen der 
Bestandesführung der Nutzpflanzen vor 
allem von der Rückführung von Gärresten 
der Biogasanlagen auf landwirtschaftlich 
genutzte Flächen ausgehen. Die Beurtei-
lung möglicher Chancen und Risiken 
dieser Nutzung für den Gewässerschutz 
soll daher im Fokus dieses Merkblattes 
stehen. 
Wie aus dem rasanten Anstieg des Biogas-
Anlagenbestandes zum einen und auch 
der installierten elektrischen Leistung zum 
anderen zu ersehen ist, dürfte das Kon-
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fliktpotenzial zwischen den Interessen des 
Gewässerschutzes und der Energieerzeu-
gung aus nachwachsenden Rohstoffen, 
Wirtschaftsdüngern sowie Ko-Substraten in 
Zukunft noch ansteigen. 
Bei der Errichtung und dem Betrieb von 
Biogasanlagen sowohl als NawaRo- als 
auch von Kofermentationanlagen bestehen 
vielfache Berührungspunkte zum Gewäs-
serschutz, die zu berücksichtigen sind. So 
werden mögliche Risiken für die Gewässer 
u. a. in der Verdrängung von extensiven 
Nutzungsformen wie Stilllegungs- und Bra-
cheflächen, im verstärkten Grünland-
umbruch, in einer Abnahme der Sicker-
wasserbildung, einem erhöhten Erosions-
risiko und im vermehrten Eintrag von 
Nährstoffen gesehen. Dies gilt im besonde-
ren für Anlagen und Flächen innerhalb von 
Wasserschutz- bzw. Vorranggebieten der 
Trinkwasserversorgung. Auch mit Blick auf 
die Ziele der WRRL ist der Energiepflan-
zenanbau gewässerschonend zu be-
treiben. 
Der Betrieb von Biogasanlagen ist volks-
wirtschaftlich und ökologisch sinnvoll, weil 
rund die Hälfte des Substrateinsatzes in 
Form von Wirtschaftsdüngern erfolgt. Wirt-
schaftsdünger sind ohnehin vorhandene 
organische Substanzen, deren Energiege-
halt durch den Einsatz als Substrate für 
Biogasanlagen energetisch nutzbar ge-
macht werden kann. Andere, überwiegend 
fossile, Energieträger können somit ersetzt 
und die CO2-Emmission gesenkt werden. 
Derzeit werden lediglich ca. 20 % des ge-
samten Wirtschaftsdüngeraufkommens in 
Deutschland energetisch verwertet. Das 
Potenzial dieser Substratkategorie ist da-
her bei weitem nicht ausgeschöpft. 
 
2 KONFLIKTFELDER 
 
Dies hat die wasserwirtschaftlich relevante 
Konsequenz, dass gerade dort Biogasan-
lagen betrieben werden, wo ohnehin ein 
höherer Anfall an Wirtschaftsdüngern vor-
handen ist.  
Aus wasserwirtschaftlicher Sicht ist weiter-
hin der Sachverhalt problematisch zu 
beurteilen, dass der Anbauumfang von 
Pflanzen zur Biogaserzeugung meist zu-
lasten des Anbaus von Marktfrüchten geht. 
Letztere werden in der Regel verkauft und 

senken so durch den betrieblichen Nähr-
stoffexport den gesamtbetrieblichen Nähr-
stoffüberschuss. Erfolgt stattdessen der 
Anbau von Pflanzen zur Biogaserzeugung, 
steigt die innerbetrieblich zwischen Anbau-
fläche und Biogasanlage zirkulierende 
Nährstoffmenge. Mit der Menge der inner-
betrieblich zirkulierenden Nährstoffe in 
Wirtschaftsdüngern und Gärresten steigt 
auch die Gefahr unvermeidlicher Nährstoff-
austräge mit dem Sickerwasser. Diese Ge-
fahr ist dabei natürlich umso größer, je 
höher der Tierbesatz und damit der Wirt-
schaftsdüngeranfall pro Flächeneinheit ist.  
Ein weiteres Problem kann sich bei Rück-
führung der Gärreste auf die Flächen in 
gleicher Weise ergeben wie es vielfach bei 
Wirtschaftdüngern zu beobachten ist. Aus 
transportlogistischen und finanziellen 
Gründen werden häufig anlagennahe Flä-
chen überproportional mit Nährstoffen 
versorgt, während entfernt gelegene Flä-
chen deutlich geringer versorgt werden. 
Transportentfernungen von 10 km und 
mehr sind in der Praxis keine Seltenheit. 
Rund ein Viertel des Substrateinsatzes 
machen derzeit Ko-Substrate aus Reststof-
fen und Bioabfällen aus. Diese zum Teil 
schwer definier- und kontrollierbaren Sub-
strate stellen ein erhebliches Gefahren-
potenzial für Gewässer dar. 
In der Praxis ist derzeit insbesondere ein 
stark steigender Maisanteil als Substrat für 
Biogasanlagen zu beobachten. Da sich der 
Maisanbau aus Sicht des Boden- und Ge-
wässerschutzes (Erosionsgefahr, hoher 
Wirtschaftsdüngeranteil bei der Düngung) 
häufig als problematisch darstellt, ergibt 
sich hier ein weiteres Konfliktpotenzial. 
Durch die im Gegensatz zu Futter- und 
Nahrungspflanzen geänderten Qualitäts-
ansprüche von Energiepflanzen könnten 
sich jedoch auch Chancen für Natur- und 
Gewässerschutz ergeben, wie z. B. durch 
einen geringeren Bedarf an Pflanzen-
schutzmitteln, die Option Sorten- und 
Artenmischungen anzubauen, einen höhe-
rer Stickstoffentzug von den Flächen 
herbeizuführen und die Fruchtfolgen zu 
erweitern. 
Da bei der Umsetzung der EG-Wasser-
rahmenrichtlinie davon auszugehen ist, 
dass die Belange des Gewässerschutzes 
weiter ausgedehnt werden, ist zu hinterfra-



gen, ob dieses gesetzlich vorgegebene 
Ziel überhaupt mit energiepolitischen Zie-
len wie der Ausweitung der Biogas-
produktion vereinbar ist. 
 
3. EMPFEHLUNGEN  
 
Der Anbau von Energiepflanzen zur Bio-
gasgewinnung darf keine zusätzliche 
Gefährdung für das Grund- und Oberflä-
chenwasser bewirken. Die Ausbringung 
darf nicht dazu führen, dass es zu einer 
Erhöhung von ungenutzten Nährstoffen, 
Schwermetallen und anderen Schadstoffen 
auf die Fläche oder eine Anreicherung in 
Boden und Einträgen in die Gewässer 
kommt.  
Aufgrund der Abwägung der Wirkung und 
Folgen der Nutzung von Biomasse zur 
Biogasgewinnung auf Böden und Gewäs-
ser werden folgende Kernforderungen 
gestellt: 
 
Eine Erweiterung bzw. der Erhalt mehr-
gliedriger Fruchtfolgen ist auch beim 
Anbau von Energiepflanzen anzustreben.  
Dem verstärkten Maisanbau in einigen Re-
gionen Deutschlands ist entgegenzu-
wirken. In solchen Regionen sind andere 
Kulturpflanzen auch unter Hinnahme ge-
ringerer Hektarerträge in die Fruchtfolge zu 
integrieren, um eine nachhaltige Pflanzen-
produktion zu gewährleisten. 
Der Umbruch von fakultativem Grünland, 
mehrjährigen Stilllegungsflächen und Bra-
chen zum Anbau von Energiepflanzen ist 
zu vermeiden. 
Die Erstellung eines Qualifizierten Flä-
chennachweises (QFN) ist obligatorisch im 
Genehmigungsverfahren zum Bau und 
Betrieb einer Biogasanlage zu verankern. 
Dieser Flächennachweis muss u.a. eine 
Dokumentation der Stoffströme enthalten 
und ist jährlich fortzuschreiben. 
Die organische Düngung ist auf eine Stick-
stoff-Ausbringungsmenge von max. 170 kg 
/ha unter Einbeziehung des Gärrestes zu 
begrenzen. Dabei ist die gesamte Stick-
stoffmenge des Gärrestes und nicht nur 
dessen Stickstoffanteil aus tierischer Her-
kunft zu berücksichtigen. Diese 
Begrenzung soll zudem für den einzelnen 
Schlag und nicht nur für den Betriebs-
durchschnitt gelten. 

�  In Wasserschutz- bzw. Wassereinzugs-
gebieten und aus Sicht des 
Gewässerschutzes empfindlichen Ge-
bieten ist die organische Düngung 
insgesamt auf eine Stickstoff-
Ausbringungsmenge von 120 kg N/ha zu 
begrenzen. 

� Zur Sicherstellung einer bedarfgerechten 
und gewässerschonenden Anwendung 
sind ausreichende Lagerkapazitäten für 
Gärreste in Abhängigkeit von den be-
trieblichen Anbauverhältnissen vorzu-
halten. Dies ist in der Regel der Fall, 
wenn Lagerraum für mindestens 9 Mo-
nate vorgehalten wird. Dadurch kann 
eine Ausbringung von Gärresten nach 
der Ernte und im Herbst sollte dadurch 
vermieden oder auf ein Minimum redu-
ziert werden. 

� Vor der Anwendung von Gärresten im 
eigenen Betrieb oder bei deren Abgabe 
müssen grundsätzlich zeitnahe Untersu-
chungsergebnisse zu den Nährstoff-
gehalten vorliegen, um so eine bedarfs-
gerechte Anwendung umsetzen zu 
können. 

� Bei der Anwendung der Gärreste ist 
grundsätzlich eine emissionsmindernde 
Ausbringungstechnik anzuwenden und 
soweit möglich, eine unverzügliche Ein-
arbeitung vorzunehmen. 

� Die Umsetzung regionaler Kreisläufe 
bezüglich der Beschaffung der Rohstoffe 
(Gärsubstrate) und der Verwertung der 
Reststoffe (Gärreste) muss Vorrang ha-
ben. Dabei ist der Stoffkreislauf bei der 
Erzeugung von Biomasse zur energeti-
schen Nutzung regional überschaubar 
zu halten, um eine ausreichende Kon-
trolle der Stoffströme gewährleisten zu 
können.  

� Eine Güte-/Qualitätssicherung für Gär-
rückstände wird als sinnvoll angesehen. 
So wird eine ordnungsgemäße Deklara-
tion unter Angabe von Herkunft, Art und 
Menge der verwendeten Energiepflan-
zen, Wirtschaftsdünger und Ko-
Fermentationssubstrate sowie Nährstoff- 
und Schadstoffgehalte (Schwermetall-
gehalte und der organischen 
Schadstoffe) sowie ein Nachweis der 



phytohygienischen Unbedenklichkeit 
eingefordert.  

� Bei der Anwendung von Gärresten aus 
Ko-Fermentationssubstraten ist grund-
sätzlich der Nachweis einer Güte-
/Qualitätssicherung zu erbringen und 
durch Prüfdokumente zu belegen. Unter 
Ko-Fermentationssubstraten werden 
Bioabfälle pflanzlichen und tierischen 
Ursprungs gemäß Anhang 1 der Bio-
AbfV verstanden. 

� Es wird ein Ausbringungsverbot für Gär-
reste aus Ko-Fermentationssubstraten in 
Wasserschutzgebieten und aus Sicht 
des Gewässerschutzes empfindlichen 
Gebieten gefordert. 

� Eine Ausbringung von Gärresten in der 
Schutzzone II ausgewiesener oder ge-
planter Wasserschutzgebiete oder 
innerhalb der 50-Tage-Linie von Grund-
wassergewinnungsanlagen ist nicht 
vertretbar und daher generell zu verbie-
ten. 

� Eine Ausbringung von Gärresten in der 
Schutzzone II ausgewiesener oder ge-
planter Schutzgebiete für Talsperren mit 
Trinkwassergewinnung ist nur nach ei-
ner standortspezifischen Bedarfs- und 
Gefährdungsanalyse (Einzelfallprüfun-
gen) zulässig. 

� Eine weitere Intensivierung der For-
schung zu Energiepflanzen (Fruchtfolge- 
und Düngemanagement) und zu Gärres-
ten (Schadstoffgehalte, hygienische 
Qualität) ist ebenso erforderlich wie eine 
qualifizierte Beratung. 
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